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Günter Woltering blickt auf
eine lange Zeit in der Sozial-

politik zurück. 34 Jahre lang hat
er die Geschäfte des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands in
Hessen geleitet. Sein Büro ist
jetzt ziemlich ausgeräumt – für
Nachfolgerin Yasmin Alinaghi.
Auch sie will dafür sorgen, dass
der Verband sich politisch ein-
mischt. Beim Gespräch wird ein
Unterschied deutlich: Woltering
trinkt Kaffee, Alinaghi Tee.

Herr Woltering, wie gut geht es
den Hessinnen und Hessen?
Günter Woltering: Ich glaube,
dem größten Teil der Hessinnen
und Hessen geht es ganz gut.
Aber die Kluft wird immer größer
zwischen denen, denen es wirk-
lich gut geht, und denen, die am
Rand der Gesellschaft existieren.
Es gibt eine Menge an Menschen,
die aufpassen müssen, dass sie
nicht über den Rand rutschen.

Frau Alinaghi, Sie kommen von

außen, Sie haben in verschiede-

nen Ländern Europas, in Ameri-

ka und im Nahen Osten gelebt

und gearbeitet. Geht es den Hes-

sen im Vergleich dazu nicht

blendend?

Yasmin Alinaghi: Ich will nicht
Armut in Hessen mit Armut in
Indien vergleichen. Die Frage ist,
ob die Menschen teilhaben kön-
nen an der Gesellschaft. Wenn
sie es nicht können, dann sind
sie arm. Da ist nicht relevant, ob
es ihnen so gut geht wie der Mit-
telschicht eines nicht so reichen
Landes.

Immer wieder wird darüber
diskutiert, ob die Definition der
Armut angemessen ist – ob also
jemand arm ist, der mit weniger
als 60 Prozent vom mittleren
Einkommen eines Landes aus-
kommen muss. Was sagen Sie?
Alinaghi: Das ist natürlich die
anerkannte Armutsbemessungs-
grenze. Aber aus meiner Sicht ist
es schwierig, einen Zustand, in
dem ein Mensch sich bewegen
und behaupten muss, in solch

statistische Zahlen zu packen. Ich
würde eher auf die Situation der
Menschen schauen und dafür
sorgen, dass sie sich besser stel-
len, dass sie teilhaben.

Herr Woltering, Sie haben ein-
mal gesagt, Armut steige in be-
stimmten Regionen besonders
stark. Zitat: „Mittel- und Nord-
hessen werden immer mehr ab-
gehängt.“ Ist das immer noch
so?
Woltering: Wenn ich die Ent-
wicklung von Kassel sehe,
dann ist das nicht mehr so wie
damals. Kassel ist eine der
prosperierendsten Städte in
Hessen, zusammen mit Darm-
stadt. Anders ist die Situation in
ländlichen Strukturen, etwa im
Werra-Meißner-Kreis oder im
Kreis Hersfeld-Rotenburg.
Wenn die Verbindungen im öf-
fentlichen Nahverkehr nicht
funktionieren, die soziale Infra-
struktur nicht vorhanden ist,
dann sind die Menschen abge-
hängt.

Was muss dagegen unternom-
men werden?
Woltering: Der öffentliche Nah-
verkehr muss ausgebaut werden,
und er muss bezahlbar sein.
Auch Wohnungen müssen be-
zahlbar sein. Das ist in Frankfurt
nicht der Fall. So hat jede Region
ihre Schwächen und ihre positi-
ven Aspekte.

Mieter- und Sozialinitiativen
freuen sich, dass die europäi-
sche Bankenaufsicht EBA nach
Paris kommt und nicht nach
Frankfurt. Dabei hatte Hessen
so dafür geworben. Ist es Grund
zur Freude, dass daraus nichts
geworden ist, weil mit mehr
wohlhabenden Bänkern und
Beamten auch die Mieten weiter
steigen würden?
Woltering: Das ist ja richtig. Un-
sere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Einrichtungen, Er-
zieher, Sozialarbeiter, Altenpfle-
ger, sind kaum noch in der Lage,
bezahlbare Wohnungen zu fin-
den. Wir haben große Probleme,
Leute in die Region zu ziehen
und ihnen dann entsprechend
Wohnraum anzubieten.

Ist es also falsch, wenn Hessen
um bedeutende Institutionen
mit vielen hochrangigen Be-
schäftigten für das Rhein-Main-
Gebiet wirbt?
Alinaghi: Die Medaille hat zwei
Seiten. Es ist nicht nur schlecht,
und es ist nicht nur gut. Wenn
die EBA gekommen wäre, hätte
das auch einen starken Wirt-
schaftsfaktor gehabt. Es wären
viele Menschen in die Region ge-
kommen, die Hotels hätten viele
Zimmer vermietet, es wären Ar-
beitsplätze geschaffen worden.
Aber das Gefälle zwischen Arm
und Reich wird dann auch grö-
ßer.
Woltering: Die Stadt Frankfurt
bezahlt ihren Kindergärtnerinnen
und Kindergärtnern einen Zu-
schlag, damit diese überhaupt ei-
ne Wohnung anmieten zu kön-
nen. Das können wir und unsere
Einrichtungen nicht bezahlen.
Das macht die Situation unglaub-
lich schwierig. Oberbürgermeister
Peter Feldmann hat ja angekün-
digt, dass er Wohnraum schaffen
will. Ich glaube, das ist der richti-
ge Weg. Das ist in anderen Kom-
munen ebenso notwendig.

Außerhalb von Frankfurt ist
Wohnraum leichter und günsti-
ger zu finden, auch entlang von
S-Bahn-Anschlüssen. Kann man
die wohnungssuchenden Men-
schen dorthin verweisen?
Woltering: Selbst in Alzenau, wo
ich lebe, sind die Wohnungsprei-
se angestiegen. Die Wohnungs-
not verändert auch das Preisge-
füge im großen Umfeld von
Frankfurt. Außerdem müssen
die Menschen dann ja noch die
Aufwendungen tragen, um nach
Frankfurt zu ihrem Arbeitsplatz
zu kommen.

Frau Alinaghi, haben Sie mehr
Glück bei der Wohnungssuche
gehabt?
Alinaghi: Ich gehöre zu den vie-
len Tausend Pendlern, ich wohne
in Limburg, mit Anbindung an
den ICE-Bahnhof. Klar ist der
Wohnraum in Limburg günstiger
als in Frankfurt.

Herr Woltering, Sie sind seit
34 Jahren für den Paritätischen

Wohlfahrtsverband tätig. Was
hat sich sozialpolitisch in dieser
Zeit getan?
Woltering: Als ich anfing, ging es
noch um Fürsorge. Dahinter
steckte der Gedanke: Ich tue et-
was Gutes, damit der arme
Mensch, dem es nicht so gut
geht, es besser hat. Inzwischen
sind die Menschen mit Hilfebe-
darf sehr viel selbstbewusster ge-
worden. Sie machen sehr viel
deutlicher ihre Ansprüche gel-
tend. Es hat sich die Erkenntnis
durchgesetzt, dass Selbstver-
ständlichkeiten existieren, etwa
dass ein behinderter Menschen
gleichen Anspruch auf Teilhabe
besitzt. Da ist eine Menge pas-
siert. Es ist gut, dass das klar ist
und eine rechtliche und sachli-
che Grundlage hat.

Was hat sich im Paritätischen in
dieser Zeit bewegt?
Woltering: Damals hatte der Ver-
band sozialpolitisch wenig Ein-
fluss. Da wurden wir nicht wirk-
lich ernst genommen. Das ist
heute anders. Das ist natürlich
nicht nur mein Verdienst, son-
dern das von vielen.

Frau Alinaghi, wie wichtig ist
Ihnen politische Einmischung?
Alinaghi: Ich will, dass wir uns
politisch einmischen.

Haben Sie schon Termine im
Land vereinbart?
Alinaghi: Ja, den Terminmara-
thon haben wir gemeinsam be-
gonnen. Wir werden präsent
sein, gerade auch im Jahr der
Landtagswahl.

Sie haben ja einen ganz anderen
beruflichen Hintergrund, haben
beim UNHCR, im Europäischen
Parlament und für Unterneh-
men gearbeitet. Welchen Blick
auf die Sozialpolitik bringen Sie
mit?
Alinaghi: Deutschland hat nach
dem Krieg sehr viel getan, um
sich als Sozialstaat zu etablieren,
unter schwierigen Bedingungen.
In der heutigen Zeit müsste viel
mehr möglich sein. Es kann
doch nicht sein, dass es in einem
Staat wie Deutschland so viele
Arme gibt.

Heißt das: Mehr Geld für den
Sozialbereich?
Alinaghi: Nein, nicht nur mehr
Geld. Schauen Sie auf die skandi-
navischen Länder, die vieles
richtig machen. Da geht es nicht
um Geld, sondern um Mensch-
lichkeit, Teilhabe, Integration.

Was gefällt Ihnen denn konkret
am skandinavischen Modell?
Alinaghi: Vielleicht ist das eine
Banalität, aber dort ist es völlig
normal, dass auch hochgestellte
Manager, die angeblich keine Zeit
haben, ihre Kinder zur Schule
bringen. Die tun das auch gerne.
Dafür fallen Meetings aus. Das
wäre in Deutschland undenkbar,
und das halte ich für falsch. Es
geht um Verantwortung für Kin-
der, für alte Menschen, für das
Zusammenleben.
Woltering: Schauen Sie sich die
USA an, wo Donald Trump die
Steuern drastisch senkt für dieje-
nigen, denen es ohnehin schon
gut geht. Das Geld sollte doch
besser den Menschen zugute
kommen, denen es nicht so gut
geht. Die Herrschaften, die viel
arbeiten, sollen gut Geld verdie-

nen, das ist überhaupt nicht
mein Problem. Ich fände es nur
schön, wenn es möglich wäre,
dass man die da unten nicht ver-
gisst.

Haben Sie das Gefühl, dass hier
amerikanische Verhältnisse ein-
kehren?
Woltering: Ein bisschen, ja. Die
Schere geht auseinander. Es gibt
immer mehr richtig reiche Leute,
die ihr Geld gar nicht verwenden
können. Und es gibt immer
mehr Leute, die in die Tafel ge-
hen müssen, weil die Rente nicht
reicht. Das kann doch nicht sein.
Jemand, der sein Leben lang ge-
arbeitet hat, kriegt 1200 Euro
Rente und muss 500 Euro Miete
bezahlen. Da bleibt nicht mehr
viel zum Leben. Es ist drama-
tisch, dass sich eine Gesellschaft
das leistet.
Alinaghi: Umverteilung würde
allen zugute kommen. In Latein-
amerika sind die Reichen richtig
reich, aber da leben sie hinter
Gittern, weil sie fürchten, auf der
Straße überfallen zu werden. So
schlimm ist es bei uns nicht,
aber es ist nicht völlig aus der
Luft gegriffen.

Was würden Sie sich von der
neuen Bundesregierung wün-
schen, wenn sie denn zustande
kommt?
Woltering: Eine Mindestrente.
Die müsste etwa 1400 bis 1500
Euro betragen, damit man davon
leben kann, auch in einer Stadt
wie Frankfurt, ohne zur Tafel ge-
hen zu müssen.

Nehmen wir das Thema Flücht-
linge. Hat die Aufnahme der
Menschen nach Ihrer Wahrneh-
mung zu großen Verwerfungen
geführt, oder haben Hessen und
Deutschland das ganz gut hin-
gekriegt?
Alinaghi: Manche reden von ei-
nem Jahrhundertproblem, wie
wir es noch nie gehabt hätten.
Das entspricht nicht der Wahr-
heit. Wir haben 1955 eine Welle
von Zuwanderern gehabt. Wir
haben nach dem Mauerbau eine

Welle gehabt und auch nach dem
Mauerfall. Das haben wir alles
bewältigt.

Und wie gut gelingt es diesmal?
Alinaghi: Es gibt Ansätze, dass
man aus der Vergangenheit ge-
lernt hat. Allerdings versucht
man aufgrund der rechten Stim-
men, mehreren Herren zu die-
nen. Diskussionen um Ober-
grenzen und solche Dinge sind
völlig fehlgeleitet.

Sind die Ängste, die dabei geäu-
ßert werden, also unberechtigt?
Alinaghi: Ängste sind immer be-
rechtigt. Aber ich kann sie nicht
nachvollziehen. Ich finde Durch-
mischung gut, ich finde Vielfalt
gut. Abschottung finde ich ab-
surd. Ich habe selbst einen Mi-
grationshintergrund.

Welchen?
Alinaghi: Mein Vater kommt aus
dem Iran.

Haben Sie dadurch einen be-
sonderen Blick auf die Diskussi-
on?
Alinaghi: Ja, denn ich habe
selber miterlebt, wie es ist, als
„Ausländerkind“ eingeschult
zu werden. Es war die Zeit der
Gastarbeiter, und ich wurde in
eine Klasse mit lauter Kindern
ausländischer Eltern gesteckt.
Das haben viele erlebt, die in
den 70ern eingeschult wur-
den.

Was bedeutet das für Ihre Arbeit
beim Wohlfahrtsverband?
Alinaghi: Die Prinzipien des Pa-
ritätischen, nämlich Vielfalt und
Toleranz, die lebe ich, dafür
möchte ich kämpfen. Vielfalt
kann eine große Bereicherung
sein, wenn man sie zulässt.

Sie haben Bücher geschrieben
mit verrückten Geschichten, in
denen Nelson Mandela, Lady Di
und Yassir Arafat vorkommen.
Sind das politische Bücher?
Alinaghi: Ich würde sagen, nein.
Aber Freunde von mir haben ge-
sagt: Bei dir ist immer so eine
politische Komponente in den
Büchern. Wahrscheinlich kann
ich es nicht vermeiden, weil ich
Politikwissenschaftlerin bin. Für
mich gehört das dazu.

Werden Sie künftig noch Zeit
dafür haben?
Alinaghi: Ich habe immer auf der
Zugfahrt von Limburg nach Köln
geschrieben. Das zweite Buch ist
fertig geworden, bevor ich hier
angefangen habe. Ich vermute,
jetzt wird es eine Weile dauern,
bis wieder eines kommt.

Worum geht es darin?
Alinaghi: Um ein verrücktes Be-
gräbnis und das Vermächtnis ei-
nes Vaters. Auch wieder relativ
schräg. Die Leiche landet in Bel-
gien, wird wegen Terrorver-
dachts festgehalten und kommt
mit einem Emu-Transport zu-
rück.

Schreiben Sie jetzt auch Bücher,
Herr Woltering?
Woltering: Nein, das ist nicht
meine Passion. Ich wandere ger-
ne, ich bin gerne in der Natur. Es
macht mir Spaß, draußen zu sein
und wahrzunehmen, was dort
vor sich geht.
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Ablösung beim Paritätischen Wohlfahrtsverband: der scheidende Geschäftsführer Günter Woltering und seine Nachfolgerin Yasmin Alinaghi. CHRISTOPH BOECKHELER
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Günter Woltering hat 34 Jahre lang
die Geschäfte des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands in Hessen organisiert.
Dieser ist nach der Diakonie der zweit-
größte Wohlfahrtsverband in Hessen.
Die Zahl der Mitarbeiter stieg in Wolte-
rings Amtszeit von drei auf rund 70 an.
Am 30. September wird der 65-jährige
Woltering bei der Mitgliederversamm-
lung verabschiedet. Er geht in den
Ruhestand – und zieht nach Nordrhein-
Westfalen.

Yasmin Alinaghi tritt die Nachfolge des
scheidenden Geschäftsführers an. Die
promovierte Politikwissenschaftlerin
war zuvor Mitgeschäftsführerin der
Carl-Duisberg-Centren in Köln, einer
Weiterbildungsgesellschaft. Die 51-Jäh-
rige begann ihre berufliche Laufbahn
als Mitarbeiterin im EU-Parlament, wo
sie sich um Minderheitenschutz küm-
merte, und beim Flüchtlingshilfswerk
der Vereinten Nationen (UNHCR).
Anschließend war sie mehr als
20 Jahre im Bereich IT und Telekom-
munikation tätig. Dort habe ihr jedoch
der „ethische Anspruch“ gefehlt. Sie
habe die reine Profitorientierung der
Unternehmen zunehmend als absurd
empfunden, sagt Alinaghi. pit

„Umverteilung
käme allen zugute“
Der scheidende Geschäftsführer des Paritätischen

Wohlfahrtsverbands und seine Nachfolgerin fordern bezahlbaren

Wohnraum, eine Mindestrente und eine tolerante Gesellschaft

Auf einen Kaffee mit Yasmin Alinaghi und Günter Woltering


